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Gemäss einem Bericht der NZZ am Sonntag vom 14. Oktober 2018 plant der Bundesrat, aus 
den Prämienverbilligungen auszusteigen. Für Basel-Stadt, mit seinen landesweit höchsten 
Prämien und einem Bundesanteil von mehr als CHF 65 Mio. ist das folgenschwer. In Basel-
Stadt wurden im Jahr 2016 beispielsweise Prämienbeiträge im Umfang von rund 165 Mio. 
(ohne Sozialhilfebeiträge) ausgerichtet. Gesamthaft (mit Sozialhilfebeiträgen) wird in Basel-
Stadt fast ein Fünftel des gesamten Prämienvolumens vom Staat finanziert. 

Ich bitte den Regierungsrat, mir folgende Fragen zu beantworten: 

1. Was unternimmt der Regierungsrat, um den Bund von diesem Ansinnen abzubringen? 

2. Wie entwickeln sich momentan die staatlichen Prämienbeiträge und welchen Anteil 
trägt der Bund dabei? 

3. Was ist die Strategie des Regierungsrates, wenn der Bundesbeitrag wegfällf? 

a. wird der Kanton den Bundesbeitrag übernehmen? 

b. plant der Kanton eine andere Verteilung der Prämienverbilligungen nach anderen 
oder zusätzlichen Kriterien? Welche wären das? 

4. Der Kanton gibt heute im interkantonalen Vergleich mit mehr als 72% den höchsten 
Beitrag an Krankenkassenprämien. Wie sieht das der Regierungsrat und sieht er hier 
Handlungsbedarf und wenn ja welchen? 
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